
lieh, weshalb dies der Fall sein sollte. Wie die Kas­
sationsbegründung zutreffend ausführt, sind die Volks­
eigenen Betriebe die Grundpfeiler unserer Wirtschaft. 
Ihr Gewinn dient zur Verbesserung der Lebenslage der 
Bevölkerung und zu Investitionen für den weiteren 
Aufbau der Wirtschaft. Die Einnahmen der Volks­
eigenen Betriebe müssen ohne Verzug in den Produk­
tionsprozeß wieder zurückfließen. Nur auf diese Weise 
kann der Wirtschaftsplan erfüllt werden. Die erhöhten 
Verzugszinsen verfolgen den Zweck, einen Druck auf 
die Abnehmer von Erzeugnissen der Volkseigenen Be­
triebe auszuüben, ihre Schulden pünktlich zu zahlen. Es 
widerspricht daher nicht der sozialen Gerechtigkeit, 
säumigen Schuldnern erhöhte Verzugszinsen auf­
zuerlegen, sondern entspricht den Forderungen, die 
im Rahmen einer staatlichen Planung der Wirtschaft 
an die volkseigene Industrie gestellt werden müssen.

Das Amtsgericht hätte hiernach in seiner Entscheidung 
die Vorschriften der 6. Durchführungsbestimmung für 
den Zinsanspruch vom 7. Oktober 1949 ab berücksich­
tigen müssen. Nach § 7 a. a. O. haben volkseigene Be­
triebe und ihre Vereinigungen, die als Lieferanten an 
Vertragsabnehmer auftreten, die Lieferungs- und Zah­
lungsbedingungen der Durdiführungsbestimmung an­
zuwenden. Diese Tatsache ist im Hinblick auf den breiten 
Raum, den die volkseigene Industrie im Wirtschafts­
leben unserer Republik einnimmt, und insbesondere mit 
Rücksicht darauf, daß die Durdiführungsbestimmung 
im Zentralverordnungsblatt veröffentlicht ist, auch bei 
den privaten Betrieben als bekannt vorauszusetzen. 
Wenn daher private Betriebe als Käufer von Erzeug­
nissen volkseigener Betriebe auftreten, müssen als Ver­
tragsbedingungen die Lieferungs- und Zahlungsbedin­
gungen der 6. Durchführungsbestimmung gelten. Ob 
sie auch für den Fall gelten, daß ein solcher Vertrag vor 
dem Inkrafttreten der 6. Durchführungsbestimmung, 
dem 30. Juli 1949, abgeschlossen ist, hängt davon ab, 
ob die Vertragsparteien eine dahingehende Verein­
barung getroffen hatten. Im vorliegenden Fall hat die 
Klägerin behauptet, daß für die Geschäftsbeziehungen 
der Parteien der Inhalt der später erlassenen 6. Durch­
führungsbestimmung gegolten habe. Diese Behauptung 
ist als zugestanden anzunehmen, da die Verklagte im 
Termin zur mündlichen Verhandlung nicht erschienen 
ist (§ 331 ZPO). Das Amtsgericht hätte daher die Ver­
zugszinsen in der geforderten Höhe für die Zeit seit dem
7. Oktober 1949 nicht ablehnen dürfen. Das Urteil beruht 
also insoweit auf einer Verletzung des § 331 ZPO und 
’der Artikel 6 und 19 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik.

§ 43 EheG.
Für die Beurteilung der Frage, ob eine Anzeige des 

Ehepartners bei einer Behörde als Pflicht, als Recht 
oder aber als Eheverfehlung anzusehen ist, ist stets 
das Gesamtverhalten beider Ehegatten im Zusammen­
hang zu würdigen.

OG, Urt. vom 11. Oktober 1950 — 1 Zz 28/50.

Aus den G r ü n d e n :
Wenn das Oberlandesgericht im dem vorliegenden Fall 

die Angaben der Verklagten, der Kläger habe sich frei­
willig zur Waffen-SS gemeldet, als schwere Eheverfeh­
lung ansieht, so kann dem nicht gefolgt werden. Bereits 
in seinem Urteil vom 6. September 1930 (1 Zz 17/50) hat 
der Senat unter Berufung auf Art. 3 der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik den Grundsatz 
ausgesprochen, daß jeder Bürger nicht nur das Recht, 
sondern auch die Pflicht hat, an dem demokratisch-anti­
faschistischen Aufbau mitzuarbeiten und die amtlichen 
Stellen bei der Säuberung von faschistischen Elementen 
zu unterstützen. Dieser Grundsatz wird auch durch ehe­
liche Beziehungen nicht unbedingt ausgeschlossen, 
jedenfalls aber muß man einem Ehegatten unter Um­
ständen das Recht einräumen, seinen Ehepartner wegen 
seines nazistischen Verhaltens zur Anzeige zu bringen.

Im vorliegenden Fall hat der Kläger durch sein ehe­
widriges Verhältnis zur Zeugin K. der Verklagten Anlaß 
zu berechtigter Empörung gegeben. Wenn sie dann in 
der Erregung eine Anzeige bei der Polizei wegen Ehe­
bruches erstattet und dabei, eingebettet in die Schil­
derung des Verlaufs ihrer Ehe, auch erwähnt hat, daß 
der Kläger sich freiwillig zur Waffen-SS gemeldet habe,

so kann darin ein ehezerrüttendes Verhalten nicht ge­
sehen werden. Im Gegensatz zu dem im Ergebnis rich­
tigen Urteil des Landgerichts, das in dem Verhalten der 
Verklagten eine unter § 43 Abs. 2 EheG fallende Ehe­
widrigkeit gesehen hat, vertritt der Senat den Stand­
punkt, daß darin überhaupt kein ehewidriges Verhalten 
liegt. Der Kläger hat durch seine offizielle Verlobung mit 
der Zeugin K. zu erkennen gegeben, daß er sich aus dem 
ehelichen Verhältnis mit der Verklagten völlig heraus­
gelöst hatte. In diesem Fall war es das Recht der Ver­
klagten, die der Wahrheit entsprechenden Angaben bei 
der Polizei zu machen. Es wäre auch im höchsten Maße 
unbillig, wenn der Kläger, der selbst in schwerster Weise 
die Ehe zerrüttet hat, dadurch, daß die Verklagte sich 
schließlich gegen sein Verhalten zu wehren suchte, noch 
Vorteile erlangen sollte, indem sie für mitschuldig er­
klärt würde.

Grundsätze dafür, wann eine Anzeige bei einer 
Behörde als Pflicht, als Recht oder aber auch als mehr 
oder weniger schwere Eheverfehlung anzusehen ist, 
lassen sich nicht aufstellen, dies muß der Beurteilung 
des einzelnen Falles überlassen bleiben. Die Recht­
sprechung muß aber auf jeden Fall davon abkommen, 
eine Anzeige, sei sie politischer oder strafrechtlicher 
Natur, grundsätzlich als Eheverfehlung im Sinne des 
§ 43 EheG vom 20. Februar 1946 anzusehen. Ebenso 
falsch ist es aber, eine solche Anzeige grundsätzlich für 
unbeachtlich zu halten. Eine zerrüttete Ehe ist eines 
der kompliziertesten Lebensverhältnisse. Hier muß 
stets das Gesamtverhalten beider Parteien im Zusam­
menhang gesehen werden, um beurteilen zu können, 
welches Verhalten des einen oder anderen Ehegatten für 
die Zerrüttung der Ehe ursächlich gewesen ist, und um 
dementsprechend die einzelnen Vorwürfe der Parteien 
in ihrer Bedeutung würdigen zu können.

Strafrecht
§ 1 wstvo.
Im Fall des § 1 WStVO muß der Vorsatz auch die 

Gefährdung der Durchführung der Wirtschaftsplanung 
oder der Versorgung der Bevölkerung umfassen.

OG, Urt. vom 21. September 1950 — 2 Zst 33/50.
Aus den G r ü n d e n :

Es ist daher zu prüfen, ob der Täter außer dem 
Vorsatz, die Einzeltatbestände der Ziffern 1 bis 3 des 
§ 1 WStVO zu verwirklichen, auch die Gefährdung der 
Wirtschaftsplanung oder der Versorgung der Bevölke­
rung in seinen Vorsatz mit aufnehmen muß. Nach dem 
Wortlaut des § 1 WStVO tritt eine Bestrafung nur 
dann ein, wenn die Wirtschaftsplanung oder die Ver­
sorgung der Bevölkerung gefährdet wird. Es handelt 
sich also um ein sog. konkretes Gefährdungsdelikt, bei 
dem die Tat nur dann strafbar ist, wenn durch sie eine 
Gefährdung tatsächlich eingetreten ist. Den Gegensatz 
dazu bildet das abstrakte Gefährdungsdelikt, bei dem 
grundsätzlich unterstellt wird, daß ein bestimmter her­
vorgerufener Zustand stets die Gefährdung begründet, 
so daß also hier eine Prüfung nicht erforderlich ist, ob 
im gegebenen Falle eine Gefährdung tatsächlich erfolgt 
ist. Bei dem konkreten Gefährdungsdelikt bedarf es 
aber der Feststellung, daß durch die Tat des An­
geklagten eine Gefährdung erfolgt ist. Deshalb ist bei 
§ 1 WStVO die tatsächlich erfolgte Gefährdung Tat­
bestandsmerkmal. Da der Vorsatz aber alle Tatbestands­
merkmale umfassen muß, gehört zu ihm im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 WStVO auch die Einbeziehung der Gefähr­
dung der Durchführung der Wirtschaftsplanung oder 
der Versorgung der Bevölkerung.

Diese Auffassung war bereits auf dem Gebiete des 
§ 1 KWVO herrschend und wird auch für den § 1 
WStVO überwiegend vertreten (vgl. in letzter Zeit 
OLG Erfurt vom 28. April 1950 — 3 Ss 93/50 —). Zu 
diesem Vorsatz gehört nun aber nach der für die 
KWVO entwickelten Rechtsprechung nicht die Fest­
stellung, daß der Täter alle Folgen seiner Handlungen 
und ihren Ablauf im einzelnen gekannt und berechnet 
hat, oder daß er die Gefährdung in ihrer jeweiligen Ge­
staltung erkennt und mit ihr rechnet. Es genügt, wenn 
er weiß oder damit rechnet, daß sein Verhalten den 
regelmäßigen Ablauf der Wirtschaftsvorgänge und die 
Bedarfsdeckung gefährdet, und er trotzdem die Tat auch 
für den Fall will oder billigt, daß die Gefährdung ein- 
treten sollte.
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